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ben. Ich finde es schon etwas
schäbig, wie Teile der Me-
dien hier eine Maßnahme
diffamieren, die kleine und
mittlere Einkommen entlas-
ten soll, also jene Menschen,
die durch Fleiß, Disziplin
und nicht zuletzt den Ver-
zicht auf Lohnerhöhungen
dafür gesorgt haben, dass
Deutschland so gut durch
die Krise gekommen ist.
Dass die Opposition der
selbsternannten
„Arbeiterpartei“ dagegen
sogar klagen will, bedarf
keines weiteren Kommen-
tars.

Darüber hinaus wurde ver-
einbart, dass es mehr Unter-
stützung für Demenzkranke
und pflegende Angehörige
geben soll. Insgesamt wird
das Leistungsvolumen der
gesetzlichen Pflegeversiche-
rung von derzeit 21 Milliar-
den Euro um fünf Prozent
erhöht werden. Vielleicht
hätte sich mancher mehr
gewünscht. Wer hier aller-
dings „skandalöse Untätig-
keit“ (Kölner Stadt-
Anzeiger) ausmacht, zeigt
selbst eine skandalöse Maß-
losigkeit und sollte besser
einmal jene Arbeitnehmer
fragen, die diese Milliarden-
summen durch ihrer Hände
Arbeit jeden Tag erwirt-
schaften müssen.

„Medien-Bashing“, wie es
neudeutsch heißt, ist eigent-
lich nicht meine Sache. Für
eine lebendige Demokratie
ist es unverzichtbar, dass in
Funk und Fernsehen kritisch
über politische Zusammen-
hänge berichtet wird. Mitt-
lerweile aber frage ich mich,
ob sich die Kritik der Me-
dien nicht längst verselbst-
ständigt hat. Schon länger
bin ich mir unsicher, ob ich
im selben Land lebe wie
mancher Leitartikler vom
politischen Feuilleton.

Vielleicht bin ich ja nicht
objektiv. Vielleicht bin ich
zu nah dran am politischen
Geschehen. Aber trotzdem
habe ich die feste Überzeu-
gung, dass die unionsgeführ-
te Bundesregierung in Euro-
pas schwerster Stunde au-
ßenpolitische Führungsstär-
ke zeigt und dabei gleichsam
auch ihre innenpolitische
Handlungsfähigkeit beweist.

Das zeigen die Beschlüsse
vom Wochenende, mit de-
nen wir unseren Mittelstand
entlasten, die Familien stär-
ken und die Versorgung
unserer demenzkranken
Mitbürger verbessern wer-
den.

Zugegeben: Nicht alles ist
bereits bis zur letzten Nach-
kommastelle durchgerech-
net. Und auch ich habe an
manchem Punkt Einwände.
Bei der Einführung des
Betreuungsgeldes (150 Euro
pro Monat ab 2014) müssen
wir aufpassen, dass keine
Fehlanreize gesetzt werden.
Denn gerade für die Kleinen
aus sozial schwächeren Mi-
lieus kann frühkindliche
Bildung und Erziehung au-
ßerhalb der Familie wichtig
sein.

Aber die Reformen in
Bausch und Bogen zu ver-
dammen, sie als „Pille-Palle-
Beschlüsse“ (Berliner Zei-
tung) lächerlich zu machen,
ärgert mich schon sehr.

Vorgesehen ist zunächst, für
mehr Steuergerechtigkeit zu
sorgen. Zum 1. Januar
2013 und zum 1. Januar
2014, werden die inflations-
bedingten Steuermehrein-
nahmen im Volumen von
insgesamt rund sechs Milli-
arden Euro an die Bürgerin-
nen und Bürger zurückge-
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Der Deutsche Bundestag hat
das Gesetz zur weiteren Er-
leichterung der Sanierung
von Unternehmen („ESUG“)
verabschiedet. Mit dem
ESUG macht die christlich-
liberale Koalition das Insol-
venzrecht fit für die Zukunft
und für konjunkturell unsi-
chere Zeiten.

Unternehmen, die sich in
einer Schieflage befanden,
wurden in der Vergangen-
heit allzu oft abgewickelt.
Weil sie gänzlich vom Markt
verschwanden, gingen viele
Arbeitsplätze verloren. Mit
dem neuen Gesetz werden
jetzt die Voraussetzungen
dafür geschaffen, dass ange-
schlagene Unternehmen
häufiger erfolgreich saniert

und fortgeführt werden kön-
nen. Damit wird Unterneh-
men und Arbeitnehmern
gleichermaßen geholfen.

Die Gläubiger werden künf-
tig - insbesondere bei der
Auswahl des Insolvenzver-
walters - stärker und frühzei-
tiger einbezogen, wobei da-
für Sorge getragen wird, dass
einzelne Gläubiger nicht zu
dominant werden. Gleich-
zeitig werden Hürden für
das Insolvenzplanverfahren
abgebaut. So kann die finan-
zielle Situation des Schuld-
ners künftig durch Umwand-
lung von Forderungen in
Gesellschaftsanteile erheb-
lich verbessert werden. Die
Eigenverwaltung, bei der
dem Schuldner seine Ver-

waltungs- und Verfügungsbe-
fugnis belassen wird, wird aus-
gebaut. Ein neues Schutz-
schirmverfahren bietet Anrei-
ze, frühzeitig einen Insolvenz-
antrag zu stellen und einen
Sanierungsplan zu erarbeiten.

In Niedersachsen hatte es im
Vorfeld große Aufregung um
die Standorte der Insolvenzge-
richte gegeben. Um die Kom-
petenz der Gerichte zu erhö-
hen, war ursprünglich eine
Konzentration der Insolvenz-
gerichte vorgesehen. Dies hät-
te eine Schließung vereinzelter
Standorte bedeutet. Diese
Konzentration ist nun wegge-
fallen. Alle 33 niedersächsi-
schen Insolvenzgerichte wer-
den jetzt an ihren ursprüngli-
chen Standorten bleiben.
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Das Bundesverfassungsge-
richt sieht in der Fünf-
Prozent-Hürde bei Europa-
wahlen eine Verletzung der
Chancengleichheit der Par-
teien. Das geht aus einem
Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts hervor, dass in
dieser Woche verkündet
wurde.

Als Justiziar hatte Michael
Grosse-Brömer die CDU/
CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag in Karlsruhe ver-
treten. Grosse-Brömer ver-

wies nach dem Richterspruch
darauf, dass das Urteil nicht
einstimmig gefällt wurde und
schloss sich der abweichen-
den Meinung der Verfas-
sungsrichter Di Fabio und
Mellinghoff an.

Beide Richter tragen das Ur-
teil nicht mit und kritisieren,
dass der Gestaltungsspiel-
raum des Wahlgesetzgebers
zu eng gezogen wird. Zudem
werde eine mögliche Funkti-
onsbeeinträchtigung des Eu-
ropaparlaments trotz dessen

gewachsener politischer Ver-
antwortung in Kauf genom-
men.

Der prominente Parteienkriti-
ker Hans-Herbert von Arnim
scheiterte mit seiner Kritik an
den sogenannten „starren Lis-
ten“ bei EU-Wahlen. Bei die-
sen Listen kann sich der Wäh-
ler nur für die Liste als solche
entscheiden, hat aber keinen
Einfluss darauf, in welcher
Reihenfolge die Kandidaten bei
der Sitzverteilung zum Zuge
kommen.
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13.11.- Bundesparteitag CDU
15.11 in Leipzig

16.11.- Besuchergruppe aus
18.11. dem Wahlkreis

Die Zahl der Arbeitslosen ist
im Oktober weiter gesun-
ken. Im Oktober waren
2,737 Millionen Menschen
ohne Arbeit und damit
59.000 weniger als noch im
September.

Die Arbeitslosenquote sank
leicht auf 6,5 Prozent. Im
Vergleich zum Vorjahresmo-
nat befanden sich 204.000
Menschen weniger auf Jobsu-
che.


